Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Gebühren der 
Schlachtviehmärkte, Schlachthäuser und Fleischgroßmärkte 

(Fleischmarkthallen) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Gebühren der Schlachtvieh- 
märkte, Schlachthäuser und Fleischgroßmärkte 
(Fleischmarkthallen) vom 5. Mai 1933 (Reichsge- 
setzbl. I S. 242), zuletzt geändert durch die Zweite 
Verordnung zur Änderung schlachtviehrechtlicher 
Vorschriften vom 2. November 1941 (Reichsge- 
setzbl. I S. 683), wird vorbehaltlich des Artikels 3 
wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 8 bis 10 wird aufgehoben. 

2. § 2 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Die auf Grund der in Artikel 1 Nr. 1 und 2 ge- 
nannten Vorschriften erlassenen Durchführungs Vor- 
schriften und Durchführungsbestimmungen werden 
vorbehaltlich des Artikels 3 aufgehoben, insbeson- 
dere die Verordnung über die Erhebung einer Aus- 
gleichsabgabe auf frisches Fleisch, das einer Ge- 
meinde aus einer Schlachtung außerhalb des Ge- 
meindebezirks zugeführt wird, vom 18. Dezember 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1389), zuletzt geändert 
durch die Zweite Verordnung zur Änderung 
schlachtviehrechtlicher Vorschriften und die Verord- 
nung über die Erhebung des Ausgleichszuschlags bei 


Lebendvieh vom 18. Dezember 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1390). 

Artikel 3 

Bis zum 1. Januar 1977 kann aufgrund des § 1 
Abs. 10 und § 2 des in Artikel 1 genannten Gesetzes 
und der dazu ergangenen Durchführungsvorschriften 
und Durchführungsbestimmungen eine Ausgleichsab- 
gabe auf frisches Fleisch, das einer Gemeinde aus 
einer Schlachtung außerhalb des Gemeindebezirks 
zugeführt wird, noch wie folgt erhoben werden: 

bis zum 1. Januar 1973 

bis zur Höhe von 0,08 DM/kg, 

bis zum 1. Januar 1975 

bis zur Höhe von 0,06 DM/kg, 

bis zum 1. Januar 1977 

bis zur Höhe von 0,04 DM/kg. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 21. Oktober 1969 


Dr. Barzel und Fraktion 


Druck.; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesbero 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Begründung 


Der Gesetzentwurf ist im 5. Deutschen Bundestag 
eingehend debattiert worden. Dasselbe geschah 
später im Vermittlungssausschuß. 

Zur Begründung der Notwendigkeit der Vorlage 
wird auf diese Debatten verwiesen. 



